
Die fonftigen Baubefchränkungen hinfichtlich der Gebäudehöhe, der Hofräume,
der lichten Abflände, der Kellerwohnungen u. f. W. werden durch die polizeiliche
Bauordnung (fiehe Kap. 8 diefes Abfchnittes) geregelt

3. Kapitel.

Die Enteignung.

4". Den Gemeinden ift in faft allen Culturftaaten das Recht eingeräumt, das
Gefetzgebung Strafsenland auf Grund eines gefetzlich feft gefetzten Fluchtlinien-Planes zu ent-

eignen, d. h. dem Eigenthümer zwangsweife gegen Entfchädigung zu entziehen.
Die Förmlichkeiten,’ welche zu diefem Behufe zu befolgen find, und die Vorfchriften
für die Art der Ermittelung des Schadenserfatzes find allerdings in den verfchie-
denen Ländern fehr verfchieden. Ausnahmen bilden Mecklenburg, wo das Ent-
eignungsrecht zu Zwecken der Stadterweiterung nicht beiteht. und_Bayern, wo
fich das Enteignungsrecht auf Staatsf’crafsen, nicht auf Gemeindeftrafsen erftreckt,
was die Ausführung von Stadterweiterungen auf das äufserfte erfchweren mufs. '

Das preufsifche Fluchtlinien—Gefetz fagt in %. II kurz und bündig: >>Mit dem
Tage, an welchem die im @. 8 vorgefchriebene Offenlegung (des feft geftellten
Flames) beginnt, tritt die Befchränkung des Grundeigenthümers, dafs Neubauten,
Um- und Ausbauten über die Fluchtlinie hinaus verfagt werden können, endgiltig
ein. Gleichzeitig erhält die Gemeinde das Recht, die durch die fef’c gefetzten
Strafsenfluchtlinien für Strafsen und Plätze beitimmte Grundfläche dem Eigenthümer
zu entziehen_« Die Entziehung gefchieht auf Antrag der Gemeinde durch das im
Enteignungsgefetz vom II.]t1ni 1874 vorgefchriebene Verfahren, ohne dafs es, wie
bei anderen gemeinnützigen Unternehmungen, einer befonderen königlichen Ver—
ordnung} bedarf.

iii; Für die Beitimmung der Höhe der Entfchädigung find die Fragen entfcheidend,
auf welchen Zeitpunkt der abzufchätzende Werth des der Enteignung unterliegendender Ent-

f°hädigung— Grundftückes zu beziehen und ob der Werth des Grundftückes >>als Bauplatz« zu
entfehädigen ift.

Die erftere Frage ift von grofser Wichtigkeit bei Städten oder Stadttheilen,

wo die Grundpreife in Folge des fiarken Vorfchreitens der Bebauung oder in Folge
von Eifenbahnbauten oder fonf’cigen die Werthe beeinfluffenden Anlagen im rafchen

Steigen begriffen find. Es kommen drei verfchiedene Tage in Frage, nämlich

1) der Tag der Feftf’cellung und öffentlichen Bekanntmachung des Strafsenplanes,

2) der Tag des Enteignungsantrages und 3) der Tag des Eigenthums-Ueberganges.

Alle drei Zeitpunkte haben eine gewiffe Berechtigung: der Tag I, weil es unbillig

erfcheint, der Gemeinde-Caffe die Zahlung von Speculationswerthen aufzubürden,
welche erft nach der Feftf’cellung der Baubefchränkung für den Baugrund im All—

gemeinen, vielleicht gerade auf Grund des Planes, entftanden find; der Tag 2, weil

erft an diefem die. Gemeinde ihr Enteignungsrecht wirklich ausgeübt hat, und der

Tag 3, weil erft an ihm der Eigenthümer der Rechte und Pflichten an feinem

Grundftücke entbunden und durch Zahlung der Entfchädigungsfumme in den Stand
gefetzt wird, fich anderweitigen Erfatz zu fchaffen. Die Rechtspflege fcheint indefs
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vorwiegend den Tag der Planfef’cf’tellung als den für die Werthfchätzung mafs-

gehenden anzunehmen.

Die zweite Frage, ob das zur Strafse beitimmte Land als Bauplatz oder als

bebauungsunfähiges Land (Gartenland, Acker, Lagerftätte) zu bewerthen fei, iPc

noch einfchneidender. In fo weit hierüber Beftimrnungen beftehen, lauten fie ent—

gegengefetzt. Nach Baumez' er “fell laut dem Leipziger Ortsgefetz bei Fef’cf’cellung

des Werthes derjenige angenommen werden, den das Land als Bauplatz haben

würde. Dagegen fagt die Wiener Bauordnung: »Der Vabzutretende Grund ift nur

dann als Baugrund zu betrachten, wenn er entweder bereits verbaut war oder nach

der bisher beftandenen Baulinie verbaut werden durfte oder in den öffentlichen

Büchern als Baugrund eingetragen erfchien. War der abzutretende Grund nicht

Baugrund, fo ift er nach dem Nutzen, den er mit Rückficht auf Zeit und Ort ge-

wöhnlich und allgemein leiitet, zu bewerthen.« Im heffifchen Gefetz für die Er-

weiterung von Mainz heifst es: »Bei Abfchätzungen von Gelände, welches nach dem

Bauplan für den neuen Stadttheil nur zur Anlage von. Canälen, Strafsen und Plätzen

befiimmt ift, kann folches Gelände nicht zu den etwa für Bauplätze geeigneten

Preifen, fondern nur fo hoch abgefchätzt werden, als es je nach feiner Benutzungs-

fähigkeit als Feld, Garten oder Hofraithe gewerthet werden konnte.« In Preufsen

bef’tehen ausdrückliche Beftimmungen über diefen Gegenf’tand nicht, und es kommen

daher fowohl bei den Enteignungsbehörden (Bezirksausfchüffen) als bei den Gerichten

—— deren Anrufung den Parteien Ptets frei fteht — die wunderlichften Abfchätzungs-

unterfchiedé vor. '

Dafs ein bis dahin bebautes oder nach einer früheren Baulinie bebauungs-

fähiges Gelände als Bauland zu entfchädigen iii, dürfte kaum zweifelhaft fein. Für

fonitiges Strafsenland if’c es dagegen in der Regel billig, dafs nur der wirkliche

Benutzungswerth, nicht aber der Bauplatzwerth gezahlt wird, weil erf’t durch Ver-

wendung der abzugebenden Fläche zum Strafsenbau der übrig bleibende Befitz

wirklich ein Bauplatz wird, der Befitzer alfo im Mehrwerth des letzteren einen

vollen Erfatz findet. Dies pafft aber nur fo lange, als die zu enteignenden Befitzer

des Strafsenlandes zugleich die in gleichem Mafse betheiligten (beim Anbau fchliefs-

‘ lich die Strafsenanlagekoften erftattenden) Eigenthümer des anftofsenden Baulandes

find. Anderenfalls wird den letzteren durch eine zu geringe Entfchädigung der

erfieren ein unverdienter Vortheil zugewiefen. Zur Vermeidung einer derartigen

Ungerechtigkeit wird oft fo verfahren, dafs das Strafsenland zwar nicht als Bauland,

wohl aber mit dem durchfchnittlichen allgemeinen Bodenwerthe der Ortslage zur

Zeit der Planfeftfiellung unter Berückfichtigung der Zugänglichkeit, Geltalt und

Tiefe des in Betracht kommenden Grundf’tückes entfchädigt wird. An einem Bei-

fpiele möge — ohne grundfätzliche Billigung auszufprechen —— dies erläutert werden.
Der Preis fertiger Baufiellen möge zu der für die Enteignung mafsg€benden Zeit in einer Ortslage

50 Mark für das Quadr.—Meter betragen. Gefetzt, die Grundftücke haben durchfchnittlich ein Drittel ihrer

Fläche für Strafsenland abzugeben und für jedes Quadr.-Meter Bauland 5 Mark an Strafsenbaukoften auf—

zubringen; alsdann ergiebt froh der durchfchnittliche allgemeine Bodenwerth des rohen Landes

(50 -— 5) 2/3 : 30 Mark für das Quadr‚—Meter, während der Werth derfelben Einheit für die Benutzung

als Garten oder Lagerplatz vielleicht nur zu 8 bis 10 Mark abzufchätzen wäre.

Bei theilweife zu enteignenden Grundfliicken von [ehr geringer Tiefe oder von ungewöhnlich

grofser Tiefe träfe felbftredend diefe Durchfchnittsberechnung nicht zu; bei den erf’teren würde die Ent—

fchädigung höher, bei den letzteren erheblich niedriger ausfallen müffen, da der Schaden immer nur

in dem Unterfchiede zwifchen dem Werthe des urfprünglichen und dem \Verthe des verbleibenden

Grundflückes befteht. '
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Nur in wenigen Staaten, 2. B. in Württemberg, Frankreich, Nord-Amerika,
gefiatten die Enteignungsgefetze die Anrechnung eines dem verbleibenden Grund-
ftücke erwachfenden Mehrwerthes auf die Entfchädigung der Enteignungsfläche. In
den meiften Staaten if’c ein folches Verfahren ausdrücklich ausgefchloffen; alsdann
gebührt dem Enteigneten nicht blofs die Entfchäcligung des vollen Werthes der ihm
abgenommenen Grundfläche an fich, fondern auch die Schadloshaltung für befondere
Gefchäfts— und Nutzungsnachtheile, fo wie für eine etwaige Werthverrninderung der
Ref’cfläche. Der letztere Punkt kann bei neuen Strafsenanlagen, befonders bei
folchen, welche die Grundf’cücksgrenzen fchief fchneiden, fehr wichtig werden und
leicht zu Ungerechtigkeiten führen.

Nach dem preufsifchen Fluchtlinien-Gefetz kann zwar der Eigenthümer die
Uebernahme des ganzen Grundftückes verlangen, wenn daffelbe durch die Flucht-
linie fo weit in Anfpruch genommen wird, dafs das Reftgrundf’cück nach den bau-
polizeilichen Bef’cimmungen des Ortes nicht mehr zur Bebauung brauchbar ift. Aber
der Gemeinde Pteht das Recht der Enteignung des ungeeignet werdenden Refies
gegen Entfchädigung nicht zu; im Gegentheile kann der Befitzer nach freier Wahl
den Ref’c behalten und in diefern Falle fogar die’Gemeinde obendrein noch zur
Schadloshaltung für die entfiehende Formverfchlechterung und Bebauungsunfähigkeit
deffelben verpflichten. Dies ift offenbar ein Unrecht und um fo mehr der Abhilfe
bedürftig, als die ungeeigneten Ref’dtücke nicht blofs in häfslicher Weife felbf‘c un-
bebaut liegen bleiben, fondern auch die Bebauung der Nachbargrundflücke behindern
und oft eine wirthfchaftlich und gefundheitlich unzweckmäfsige.Bebauung herbei-
führen. Man nennt folche Reftflächen mitunter »Vexirf’creifen«, weil fie in der Hand
eigennütziger und rückfichtslofer Eigenthümer dazu rnifsbraucht werden, _ den Nachbar
abfichtlich zu benachtheiligen, um von ihm einen hohen Abfindungspreis zu er-
zwingen.

Etwas günfiiger find die fc‘hweizerifchen, badifchen und braunfchweigifchen
Enteignungsgefetze, welche wenigflens in folchen Fällen die Gemeinden zur Ent-
eignung der Reftflächen ermächtigen, in welchen die verlangte Entfchädigung der
Werthverminderung mehr als 1/4 des Werthes beträgt. Aber eine gefetzliche Be-
rechtigung, die Reflf’cücke gerade wegen ihrer Bebauungsunfähigkeit zu enteignen,
giebt es, fo viel bekannt, bisher in deutfchen Staaten nicht. Belgien, Frankreich,
England und Ungarn find uns in diefer Beziehung vor. Der »Deutfche Verein für
öffentliche Gefundheitspflege« verlangte in den Befehlüffen feiner Generalverfamm-
lung zu Freiburg i. Br. ausdrücklich, dafs den Gemeinden das Recht zu gewähren
fei, »fich in den Befitz der zur Durchführung des Bebauungsplanes nöthigen Grund-
f’cücke einfchl. der zur Bebauung ungeeigneten Grundftücksref’ce im
Wege des Enteignungsverfahrens zu fetzen«. Allerdings wird das Reitf’rück in der
Hand der Gemeinde noch nicht bebauungsfähig, es fei denn, dafs daffelbe zufällig
mit anderen Refiflächen oder fonf’cigen Grundftücken der Gemeinde vereinigt werden
kann oder dafs der Nachbar fich fofort zur Uebernahme des Refles bereit erklärt.
Die Mafsregel erfordert defshalb zur vollen Wirkfamkeit die Verpflichtung der Ge-
meinde, das Refiftück zur Bildung geordneter Bauftellen ohne Preislteigerung wieder
abzugeben und ferner die gefetzliche Ausbildung der Eineignungs- und Umlegungs-
Befugnifs, von welcher in Kap. 4 die Rede fein wird.

Die oben genannten Staaten Belgien, Frankreich, England und Ungarn be-
f1tzen noch weiter gehende Enteignungsgefetze, welche das Ziel verfolgen, ganze
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Stadttheile oder Gebäude-Complexe wegen Gefundheitswidrigkeit oder Verkehrs-

erfchwerung zu enteignen, um an ihrer Stelle einen gefunderen Stadttheil und zweck-

mäfsige Verkehrsf’crafsen anzulegen. Zu diefem Behufe wird die ganze Zone der

in Betracht kommenden Grundftücke enteignet; dann werden neue Strafsenzüge

ausgelegt und kunftgerecht hergef’cellt, zweckmäfsige Baugrundf’tücke eingetheilt und

verkauft. In Paris (Decrete vom 26. März 1852 und vom 27. December 1858), in

Lyon, Marfeille, Brüffel (Boulevard cem‘ml), Antwerpen, London (fiehe die Tafel

bei S. 299 und andere Strafsendurchbrüche), Budapef’c (Andmffy-Strafse und

Ringf’trafse) if“: diefes Verfahren in gröfserem und kleinerem Mafsf’cabe ausgeführt

werden und hat zu fegensreichen Ergebniffen geführt”). Zwar koften folche Ver-

befferungen bef’tehender Stadttheile immer noch der Gemeinde hohe Summen; aber

ein erheblicher Theil der Ausgaben wird durch die Einnahmen für die im Werthe

gef’ceigerten Baugrundf’cücke gedeckt und eine zweckmäfsige, einheitliche Bebauung

wird ermöglicht ; ohne dafs den früheren Eigenthümern, welche ja für ihren Befitz

voll entfchädigt werden, ein Schaden erwächst.

In Deutfchland hingegen, wo das Enteignungsrecht fich auf die Fläche der

zukünftigen Strafse befchränkt, für die Formverfchlechterung der Ref’cftücke be—

fondere Entfchädigungen zu leif’cen find und die in Folge des Unternehmens ein-

tretende Werthfteigerung den Eigenthümern der anliegenden Grundflächen zufällt,

find grofse Strafsendurchbrüche und innere Stadtregulirungen der gedachten Art

wegen der unerfchwinglichen Geldopfer kaum möglich und faf’c nirgendwo ausgeführt,

obwohl das Bedürfnifs an manchen Orten verwaltet. Der »Deutfche Verein für

öffentliche Gefundheitspflegea verlangte daher in feiner oben genannten Verfamm-

lungzu Freiburg 1885 für die Gemeinden das Recht, >>ungefunde Stadtgegenden

durch ausgedehnte Enteignungsbefugniffe ohne unverhältnifsmäfsige Kofien umzu-

gef’calten«. Und in der Verfammlung zu Strafsburg wurde die Forderung wieder—

holt mit den Worten: »Werden ...... ganze Häufergruppen oder Ortsbezir'ke für

unbenutzbar erklärt, fo hat die Gemeinde das Recht, den vollf’cändigen Umbau zu

veranlaffen oder vorzunehmen; es f’ceht ihr zu dem Zweck bezüglich aller in dem

umzubauenden Bezirk befindlichen Grundftücke und Gebäude die Zwangsenteignung

zu<< 70). Der internationale Congrefs zu Paris 1889 empfahl eine ähnliche Gefetz-

gebung zu Gunften der Erzielung gefunder Arbeiterwohnungen. —

Die gleiche Forderung ift durch das Verkehrsbedürfnifs zu begründen. Den-

jenigen, welche einen möglichen Mifsbrauch eines folchen Rechtes in der Hand der

Gemeinden befürchten, if“: entgegenzuhalten, dafs fowohl die Staatsaufficht‚ als die

eigene Finanzforge Ausfchreitungen verhindern, dafs gegen letztere aber auch gefetz—

liche Sicherheitsmafsregeln leicht getroffen werden können und dafs auf alle Fälle

die Enteigneten durch volle Schadloshaltung in ihren Intereffen zu fichern find.

69) Siehe: Wochbl. f. Baukde. 1886, S. 499 — ebendaf., S. 465.

70) Siehe: Deutfche Viert. f. off. Gefundlxeitspfi. 1890, S. 60.


